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Europa-Manifest der CDU 
Beschluss des Bundesvorstands der CDU Deutschlands am 22. M ärz 2004 

Das Jahr 2004 ist ein Schlüsseljahr in 
der Europapolitik: Ein Vierteljahrhundert 
nach der ersten Direktwahl zum Europäi-
schen Parlament kommt es zur ersten 
Wahl nach der Vereinigung Europas in 
Freiheit. Durch den Beitritt von zehn neu-
en Mitgliedstaaten am 1. Mai wird die Eu-
ropäische Union größer. Wir wollen , dass 
sie damit auch stärker wird. Mit der Euro-
pawahl am 13. Juni 2004 werden wichtige 
Weichen für die Zukunft Europas und 
damit auch für Deutschland gestellt: 

Die Zukunft des Stabilitäts- und Wachs-
tumspakts steht auf dem Spiel. Der Verfas-
sungsvertrag muss unter Dach und Fach ge-
bracht werden. Und im Dezember entschei-
det der Europäische Rat über die Zukunft 
der Beziehungen der EU zur Türkei. 

1. Für ein Europa der Bürger 
Die CDU ist die deutsche Europa-Partei. 

Gemeinsam mit unseren Partnern in der Eu-
ropäischen Volkspartei (EVP), dem Zusam-
menschluss der christ lich-demokratischen 
und bürgerlichen Parteien der Mitte setzen 
wir uns für ein starkes und bürgerna,hes Eu-
ropa ein. Die CDU hat mit ihren Schwester-
parteien von Beginn an entscheidend zur 
e~ropäischen Integration und zum Aufbau 
eines vereinigten Europas in Frieden und 
Freiheit ~eigetragen. Gleichzeitig sorgt die 
CDU dafur, dass die deutschen Interessen in 
der EU gewahrt werden und Deutschland 
wieder eine geachtete und starke Stimme 
erhält. 

Wir wollen kein Europa der Bürokraten 
s~ndern ein_ Europa, das den Unionsbürger~ 
nutzt und ihnen Vorteile bietet. Deshalb 

setzen wir uns für mehr Handlungsfähig-
keit, Demokratie und Transparenz in der Eu-
ropäischen Union ein. Die EU soll überall 
dort gestärkt werden, wo sie die Probleme 
besser und effektiver lösen kann als die Mit-
gliedstaaten mit ihren Regionen und Kom-
munen. Gleichzeitig sollen alle Aufgaben, 
die die Kommunen, Regionen und Mitglied-
staaten bürgernäher und besser lösen, auf 
der dezentralen Ebene angesiedelt sein. 
Darum wollen wir eine europäische Verfas-
sung, welche den Bürgern mehr demokrati-
sche Teilhabe durch das Europäische Parla-
ment garantiert, Entscheidungen innerhalb 
der EU für jeden nachvollziehbar macht und 
für eine klare Kompetenzabgrenzung zwi-
schen der EU und den Mitgliedstaaten 
sorgt. Unser Ziel ist ein Europa, in dem die 
Nationen ihre Identität bewahren und ihre 
kulturelle Vielfalt erhalten, und welches den 
innerstaatlichen Aufbau, die regionale Ei-
genverantwortung und die kommunale 
Selbstverwaltung respektiert. 

2. Für ein Europa, das Wohlstand und 
Arbeitsplätze sichert 
Die Europäische Union ist Garant für 

Freiheit, Sicherheit und wirtschaft lichen Er-
fo lg in ganz Europa. Als exportorientierte 
und größte Volkswirtschaft in Europa profi-
tiert Deutschland in besonderem Maße vom 
freien Welthandel, vom europäischen Bin-
nenmarkt und der EU-Erweiterung. Eine 
starke Eu ropäische Union ist die beste Vor-
aussetzung für Wachstum, Wohlstand und 
soziale Sicherheit in unserem Land. Dafür 
brauchen wir die richtigen Rahmenbedin-
gungen für unternehmerische Initiative, für 

-~,,,. r- >,: 
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Innovationen in Wissenschaft und Technik 
und ein leistungsfä higes Bildungssystem. 
Nur so können wir auf Dauer neue Arbeits-
plätze auch in Deutschland schaffen und 
den Erhalt unserer sozialen Sicherheit ge-
währleisten. 

Ausdrücklich unterstützen wir das Ziel 
der Lissabon-Strategie, die Wettbewerbs-
fähigkeit der Europäischen Un ion bis zum 
Jahr 2010 deutlich zu steigern. Indessen 
sind es auch Geset zesinitiativen der Eu -
ropäischen Kommission, die dieses Vorha-
ben gefährden. Beschränkungen für Ver-
braucherkredite, Werbeverbote, die den 
Verbraucher entmündigen, zwangsweise 
Einführung ei nheitlicher Versicherungstari-
fe unter dem Mantel der Gleichberechti-
gung, Rauchverbot in allen europäischen 
Gaststätten: derart ideologiebefrachtete 
Vorstöße der bisher mehrheit lich sozial is-
tischen Kommission fördern allenfalls das 
Wachstum der Bürokratie, nicht aber das 
Wohl der europäischen Wirtschaft. Dies gilt 
auch für die Vorschläge zur Chemiepoliti k. 
Auf Investoren wi rken derartige Signale ab-
schreckend. 

3. Für klare Regeln zum Umwelt- und 
Verbraucherschutz 
In einem Binnenmarkt mit offenen Gren-

zen brauchen wir klare und einheitliche Re-
geln zum Umwelt- und Verbraucherschutz. 
Ein fairer Wettbewerb kann nur stattfinden, 
wenn nicht derjenige gewinnt, der Umwelt 
und Verbraucher am wenigsten schützt. Al -
lerdings muss übertriebene Bürokratie ver-
mieden und zurückgefahren werden. über-
t riebene Umsetzung der Regeln in Deutsch-
land und zu lasche Umsetzung in anderen 
Mitgliedstaaten müssen im Ansatz vermie-
den werden. 

Das Funktionieren des Binnenmarktes 
unter Beachtung des Subsidiaritätsprinzips 

zu gewährleisten ist Aufgabe der Europäi-
schen Kommission. Darauf muss sie sich in 
Zukunft konzentrieren. 

Wir werden auch darauf achten, dass bei 
der Zusammensetzung der nächsten Eu-
ropäischen Kommission das Ergebnis der 
Europawahlen maßgeblich wird . Nach ei-
nem Sieg des bürgerlichen Lagers bei der 
Europawahl muss der künftige Kommis-
sionspräsident auch dem bürgerlichen La-
ger angehören. 

4. Für ein Europa, das die Vorteile der Glo-
balisierung nutzt 
Die Mitgliedstaaten der EU bilden eine 

Schicksalsgemeinschaft. Die Europäische 
Union ermöglicht es uns, von den Vorteilen 
der Globalisierung zu profitieren, bewahrt 
uns aber auch vor ihren Nachteilen. Bereits 
heute lassen sich die vielfältigen Probleme 
einer zusammenrückenden und eng ver-
netzten Welt immer weniger auf nationaler 
Ebene bewältigen. Neue sicherheitspoliti-
sche Herausforderungen wie der internatio-
nale Terrorismus, aber auch die Bekämp-
fung der Arbeitslosigkeit und der Schutz un-
serer natürlichen Lebensgrundlagen erfor-
dern gemeinsame Strategien und grenz-
überschreitende Lösungen. Daher ist ein ge-
meinsames Europa der Schlüssel für die Si-
cherung unserer Existenz und den Erhalt un-
serer Zukunftsperspektiven. 

S. Für eine Politische Union 
Für uns ist die Europäische Union weit 

mehr als eine gehobene Freihandelszone. 
Sie ist für uns eine Politische Union sowohl 
der Bürger, als auch von befreundeten, eu -
ropäischen Nationen. Dabei muss sich 
Deutschland als größter Mitgliedstaat sei-
ner Verantwortung, auch gegenüber den 
kleineren Mitgliedstaaten, stets bewusst 
sein. ACDP-Konrad-Adenauer-S
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Unsere Wertüberzeugungen und die ge-
meinsame historische Erfahrung von Will -
kür und Gewaltherrschaft in Europa im 
letzten Jahrhundert legen uns eine beson-
dere Verantwortung gegenüber dem 
menschlichen Leben auf und verpflichtet 
uns zum Schutz unveräußerlicher Men-
schenrechte und von Demokratie und 
Rechtsstaatlichkeit. Dazu gehört das Recht 
auf die Heimat. Völkervertre ibungen müs-
sen geächtet und verletzte Rechte aner-
kannt werden. Wir verstehen die Europäi-
sche Union als eine Kultur- und Wertege-
meinschaft, die sich dem europäischen, 
maßgeblich durch das Christentum und die 
Aufklärung beeinflussten Menschenbi ld 
verpflichtet sieht. Das christlich-jüdische 
Erbe sollte sichtbar in der Verfassung ver-
ankert sein. Die christlichen Werte von 
Freiheit, Solidarität und Gerechtigkeit bil-
den den Maßstab unseres Handelns, mit 
dem wir die europäische Zukunft verant-
wortungsvoll gestalten wollen. 

Die deutschen Heimatvertriebenen und 
die deutschen Volksgruppen in Mittel- und 
Osteuropa haben heute eine wichtige 
Brückenfunktion bei der Zusammenarbeit 
mit Deutschlands östlichen Nachbarstaa-
ten. Die in der Europäischen Union gelten-
de Freizügigkeit und Niederlassungsfrei-
heit ist ein Schritt hin zur Verwirklichung 
des Rechts auf die Heimat auch der deut-
schen Vertriebenen - in einem Europa, in 
dem die Völker und Volksgruppen einträch-
tig und ohne rechtliche Diskriminierungen 
auch aus der Vergangenheit zusammenle-
ben können. Das Recht auf die Heimat gilt. 
Vertreibungsdekrete und -gesetze sind Un-
recht. Sie stehen im Gegensatz zu Geist 
und Werten der Europäischen Union und 
des Völkerrechts. Vertreibung und ethni-
sche Säuberung dürfen nirgendwo Teil der 
bestehenden Rechtsordnung sein. 

... 
6. Für Wachstum, Wohlstand und soziale 

Sicherheit 
Mit ihrer Erweiterung wird die Europä-

ische Union politisch und wirtschaftlich end-
gültig zu einem „Global Player". Die faszi -
nierende Idee eines europäischen Binnen-
marktes mit einem freien Personen-, Wa-
ren-, Kapital- und Dienstleistungsverkehr 
sowie einer Politischen Union waren stets 
treibende Kräfte der europäischen Integra-
tion. Schon heute beträgt der Anteil deut-
scher Ausfuhren in die EU-Staaten, gemes-
sen am Gesamtausfuhrvolumen, mehr als 
50 Prozent. 

Damit die Europäische Union internatio-
nal weiter wettbewerbsfähig bleibt und 
Deutschland von einem starken europä-
ischen Wirtschaftsraum profitieren kann, 
müssen die Wachstumskräfte in der EU ge-
stärkt werden. Dies gel ingt nur, wenn die 
Soziale Marktwirtschaft das Leitprinzip eu-
ropäischer Wirtschafts-, Finanz- und Sozial-
politik ist. Die Soziale Marktwirtschaft ist 
die effektivste und gerechteste Wirtschafts-
form. Sie schafft Wachstum und Arbeits-
plätze und sorgt für sozialen Ausgleich. 
Kreativität, Innovationen und unternehme-
rischer Gründergeist entstehen nur in ei-
nem Klima der Freiheit, das Eigeninitiative, 
Leistungswillen und Verantwortungsbe-
wusstsein belohnt. Deshalb setzen wir uns 
dafür ein, dass europäische Regeln unsere 
Wirtschaft strukturell stärken und für eine 
nachhaltige Belebung der Konjunktur sowie 
für einen Abbau der Arbeitslosigkeit sorgen. 
Einer bürokratischen Überregulierung unse-
rer Industrie und der mittelständischen Be-
triebe erteilen wir eine klare Absage. 

7. Für einen stabilen Euro 
Nur eine stabile Währung schafft Ver-

trauen und sichert den Wohlstand aller Bür-
ger. Die Maastrichter Stabilitätskriterien 
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und der Stabilitäts- und Wachstumspakt als 
Pfeiler der Europäischen Wirtschafts- und 
Währungsunion sind die entscheidenden 
Garanten für die Stabilität des Euro und da-
mit für eine wachstumsorientierte Wirt-
schaftspolitik im Euro-Raum. Nur wenn sei-
ne Regeln strikt eingehalten werden, kann 
die europäische Wirtschafts- und Wäh-
rungspolitik funktionieren und sich das Ver-
trauen in die junge Währung festigen. 

Deutschland trägt als größte Volkswirt-
schaft in der EU eine besondere Verantwor-
tung für einen starken Euro und für die wirt-
schaftliche Entwicklung in Europa. Daher 
muss es die Regeln zur Wirtschafts- und 
Währungsunion ohne Abstriche einhalten. 
Mit ihrem Bruch des Stabilitätspaktes hat 
die rot-grüne Bundesregierung den Euro ge-
fährdet und der europäischen Sache einen 
schweren Schaden zugefügt. Eine gesunde, 
nachhaltige Haushaltspolitik ist die Voraus-
setzung für ein stabiles Wirtschaftswachs-
tum und für notwendige Investitionen in Bil-
dung und zukunftsträchtige Technologien. 

8. Für ein modernes und weltoffenes 
Europa 
Jetzt gilt es, die entscheidenden Wei-

chenstellungen für das Europa des 21. Jahr-
hunderts vorzunehmen und entscheidende 
Zukunftsträger wie die Bio- und Nanotech-
nologien sowie die Informations- und Kom-
munikationstechnologien unter Respektie-
rung ethischer Grundsätze gezielt zu för-
dern. Auf dem Weg in die Wissensgesell-
schaft müssen die Bildungssysteme der EU-
Mitgliedstaaten unter Wahrung ihrer Zu-
ständigkeiten mit dem Ziel ausgebaut wer-
den, den Zugang zur Bildung zu verbessern 
und eine enge Verzahnung von Theorie und 
Praxis herbeizuführen. Die Beherrschung 
von Fremdsprachen soll durch frühzeitigen 
Fremdsprachenunterricht und eine ver-

stärkte Förderung von Auslandsaufenthal-
ten künftig für jeden EU-Bürger Wirklichkeit 
werden. Deutschland und Europa brauchen 
darüber hinaus Kompetenzzentren für 
außereuropäische Kulturen zur Förderung 
von Weltoffenheit, interkulturellen Ver-
ständnisses und zur Erschließung neuer Ab-
satzmärkte auch außerhalb Europas. 

9. Für eine wettbewerbsfähige und 
nachhaltige Landwirtschaft 
Ein moderner Wirtschaftsraum braucht 

auch eine wettbewerbsfähige und nachhal-
tige Landwirtschaft. Sie ist die Bedingung 
für den Erhalt unserer Kulturlandschaft. Wir 
setzen uns für eine europäische Landwirt-
schaftspolitik ein, die im Rahmen notwendi-
ger Umstrukturierungen verlässliche Rah-
menbedingungen für unsere landwirt-
schaftlichen Betriebe schafft und das Ver-
trauen der Verbraucher in unsere Lebens-
mittel stärkt. 

10. Die Chancen der EU-Erweiterung 
nutzen 

Durch die Aufnahme der neuen Mitglied-
staaten dehnt die EU die Strukturen einer 
auf Wohlstand, sozialen Ausgleich, Rechts-
staatlichkeit und Demokratie gerichteten 
Gemeinschaft vor allem nach Osten aus. Die 
Erweiterung ist ein großer politischer, wirt-
schaftlicher und kultureller Gewinn für die 
Europäische Union und die Menschen in Eu-
ropa. Mit ihr wird das Handelsvolumen in 
den alten und neuen Mitgliedstaaten stei-
gen und für kräftige Wachstumsimpulse in 
der ganzen EU sorgen. Dank ihres beispiel-
haften Aufholprozesses haben sich die Bei-
trittstaaten zu ausgesprochenen Wachs-
tumsmärkten entwickelt. Bereits heute ex-
portiert Deutschland Waren und Güter im 
Wert von mehr als 70 Milliarden Euro pro 
Jahr in die mittel- und osteuropäischen Län-ACDP-Konrad-Adenauer-S
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der. Die EU-Erweiterung und damit die 
Möglichkeit der verbesserten wirtschaftli-
chen Arbeitsteilung in der EU wird unsere 
globale Konkurrenzfähigkeit erhöhen. 

Für die neuen Bundesländer bringt die 
EU-Erweiterung sowohl Chancen, als auch 
Herausforderungen mit sich. Eine verlässli-
che Kohäsionspolitik der EU ist notwendig. 
Ausreichend lange Übergangsregelungen 
im Bereich der Arbeitnehmerfreizügigkeit 
werden unzumutbare Belastungen für unse-
ren Arbeitsmarkt verhindern. In den Grenz-
regionen muss der Integrationsprozess 
durch verstärkte Investitionen in die Infra-
struktur wirkungsvoll unterstützt werden. 

11. Europa darf nicht unbegrenzt wachsen 
Die Geschichte kennt viele Beispiele 

dafür, dass die Integrationskraft einer 
Rechtsordnung und von Institutionen nicht 
überfordert werden darf; sonst sind Schwä-
chung und Auflösungstendenzen unaus-
weichlich. Deshalb ist eine weitere Option 
neben der Vollmitgliedschaft in der EU not-
wendig. Sie kann sich an dem Beispiel des 
Europäischen Wirtschaftsraumes (EWR) ori -
entieren und europäischen Staaten, die in 
absehbarer Zeit nicht Vollmitglied der EU 
sein können oder wollen, eine enge Bezie-
hung zur EU ohne lange Wartezeiten er-
möglichen. Dieser „EWR-Plus" kann zusätz-
lich zum Binnenmarkt v. a. Fragen des Um-
weltschutzes sowie der inneren und äuße-
ren Sicherheit beinhalten. 

12. Für die privilegierte Partnerschaft 
mit der Türkei 

Die CDU spricht sich für ein freundschaft-
lich geprägtes, partnerschaftliches Verhält-
nis zur Türkei aus. Das Land ist ein traditio-
neller Freund Deutschlands und ein verläss-
licher Verbündeter der transatlantischen 
Allianz. Unser Konzept der „Privilegierten 

Partnerschaft" statt eines Beitritts trägt der 
europäischen Perspektive der Türkei Rech-
nung. Die „Privi legierte Partnerschaft" geht 
weit über die zwischen der EU und der 
Türkei eingegangene Zollun ion hinaus: So 
könnte ein alle Gütergruppen umfassende 
Wirtschaftsraum geschaffen werden. Wei-
terhin könnte die Zusammenarbeit vertieft 
werden - insbesondere zur Stärkung der Zi-
vilgesellschaft, des Umweltschutzes, des 
Forschungs- und Innovationspotentials, zur 
Förderung von Kleinen und Mittleren Un-
ternehmen, im Gesundheits- sowie im Bil-
dungsbereich . 

Zudem könnte die Türkei verstärkt in die 
Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik 
und in die Europäische Sicherheits- und 
Verteidigungspol itik einbezogen werden. 
Schl ießlich könnte zur Bekämpfung von Ter-
rorismus, Extremismus und Orga nis iertem 
Verbrechen die Zusammenarbeit der Behör-
den und Institutionen im Innen- und Justiz-
bereich sowie der Geheimdienste deutlich 
intensiviert werden. 

Der Beitritt von zehn neuen Staaten 
stellt eine große Herausforderung für die 
Europäische Union dar. Bevor mit weiteren 
Ländern Beitrittsverhandlungen aufgenom· 
men werden, müssen die Erfahrungen mit 
der Erweiterung zum 1. Mai 2004 ausgewer· 
tet werden. Erweiterung und Vertiefung der 
Europäischen Union müssen in der Balance 
gehalten werden. Wir treten dafür ein, dass 
im Dezember 2004 nicht über die Aufnahme 
von Verhandlungen über die Mitgliedschaft 
der Türkei in der EU entschieden wird. Falls 
die EU trotz unserer anderen Position aller-
dings die Aufnahme von Verhandlungen mit 
der Türkei beschließt, müssen diese auf die 
Perspektive einer Privilegierten Partner-
schaft gerichtet sein, weil eine Aufnahme 
der Türkei die Integrationsfähigkeit der EU 
überfordern würde. 
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13. Europas Werte schützen, die innere 
und äußere Sicherheit stärken 

Europa steht für Freiheit, Frieden, Tole-
ranz, Rechtsstaatlichkeit und die universel-
len Menschenrechte. Diese Werte müssen 
gegen Fremdenfeindlichkeit, Intoleranz, 
Fundamentalismus und Angriffe von innen 
und außen verteidigt werden. Der interna-
tionale Terrorismus, die organisierte Krimi-
nalität, ethnische Konflikte, der Zerfall von 
Staaten, illegale Einwanderung und die Wei -
terverbreitung von Massenvernichtungs-
waffen sind Bed rohungen, die Europa zwin-
gen, seine Rolle in der Welt des 21. Jahrhun-
derts zu definieren. Dies kann nur mit einer 
nach innen und außen starken Europäischen 
Union gelingen, durch eine gegenseitige 
Beistandspflicht im Kampf gegen den Terro-
rismus, durch eine stärkere Zusammenar-
beit in den Bereichen Justiz- und Innenpoli -
tik, durch eine Erhöhung der Durchschlags-
kraft europäischer Polizeiorgane (Europol) 
und eine gemeinsame Sicherung der Außen-
grenzen. 

Kein Staat in Europa kann die Sicherheit 
seiner Bürger und Bürgerinnen al leine ga-
rantieren . Die Europäische Union muss da-
her künftig ihre Anstrengungen verstärkt 
darauf richten, einen Beitrag zu einer siche-
reren Welt zu le isten. Diese Prioritätenset-
zung muss sich auch im Haushalt der Eu -
ropäischen Union widerspiegeln. In Zeiten 
knapper Kassen muss desha lb ein größerer 
Teil des EU-Haushaltes in die Außenpolitik 
sowie innere und äußere Sicherheit gelenkt 
werden. Auch hier liefert die EU einen wi rk-
lichen Mehrwert. Bei unserer Sicherheit 
darf nicht gespart werden! 

Die EU ist ein einzigartiger Raum der 
Freiheit. Zwischen den bisherigen Mitglieds-
staaten gibt es praktisch keine Grenzkon-
trollen mehr. Diese Freiheit muss geschützt 
werden. Deshalb kommt der Sicherung der 

Außengrenzen der EU eine herausragende 
Bedeutung zu. Dazu muss die EU einen ge-
meinsamen europäischen Grenzschutz für 
ihre Außengrenzen einrichten und die Per-
sonenkontrollen zwischen den bisherigen 
und neuen EU-Mitgliedstaaten erst abbau-
en, wenn die neuen Mitgliedstaaten alle 
Voraussetzungen nach den Schengener Be-
stimmungen erfüllen. 

Der jährliche finanzielle Verlust durch 
Unregelmäßigkeiten und Betrügereien zum 
Nachteil der Europäischen Union beläuft 
sich auf über 1 Milliarde Euro. Dabei handelt 
es sich letztlich um das Geld der Steuerzah-
ler. Zum Schutz der finanziellen Interessen 
der Europäischen Union muss deswegen ein 
europäischer Finanzstaatsanwalt einge-
führt werden, um finanzielle Missbräuche 
bei der Verwendung von EU-Mitteln wirk-
sam einzudämmen. 

14. Für ein außenpolitisch gewichtiges 
Europa 

Die EU muss zum Akteur der Weltpolitik 
werden. Die EU muss daher ihre Interessen 
in der Welt definieren und sich mit den für 
ihre Durchsetzung nötigen Mitteln und Ins-
trumenten ausstatten. Dazu gehört eine 
Gemeinsame Außen- und Sicherheitspoli-
tik, die diesen Namen verdient, mit einem 
sichtbaren Profil und einer hörbaren Stim-
me. Nur so kann Europa sein gesamtes Ge-
wicht in die Gestaltung einer neuen Welt-
ordnung basierend auf den Prinzipien des 
Multilateralismus, des internationalen Völ-
kerrechts und der Vereinten Nationen ein-
bringen. Insbesondere strebt die CDU eine 
gleichberechtigte Partnerschaft Europas 
mit den USA bei der Lösung globaler Proble-
me an denn die Alte und die Neue Welt bil-
den ei~e bewährte Wertegemeinschaft. Wir 
unterstützen daher nachdrücklich den Ent-
wurf des EU-Verfassungsvertrages, der die ACDP-Konrad-Adenauer-S
tiftu

ng
H

er
ge

st
el

lt 
im

 A
rc

hi
v 

fü
r C

hr
is

tli
ch

-D
em

ok
ra

tis
ch

e 
Po

lit
ik

 (A
C

D
P)

, S
an

kt
 A

ug
us

tin
 - 

W
ei

te
rg

ab
e,

 R
ep

ro
du

kt
io

ne
n 

un
d 

Ve
rö

ffe
nt

lic
hu

ng
 n

ur
 m

it 
sc

hr
ift

lic
he

r G
en

eh
m

ig
un

g 
de

s 
AC

D
P.

ACDP 07-001-7835



8 Europa Manifest der CDU 

Schaffung eines europäischen Außenminis-
ters und eines Europäischen Auswärtigen 
Dienstes bei der Europäischen Kommission 
vorsieht. Die außen- und sicherheitspoli-
tische Abstimmung muss weiter vertieft 
werden. Eine außenpolitische Spaltung der 
EU wie während des Irak-Krieges darf sich 
nicht wiederholen. Aber auch im militäri -
schen Bereich muss Europa mehr leisten als 
bisher. Die EU muss endlich den Schritt hin 
zu einer gemeinsamen Rüstungspolitik und 
einer Bündelung militärischer Fähigkeiten 
vollziehen. Unser langfristiges Ziel ist die 
Schaffung einer europäischen Armee als 
tragender europäischer Pfeiler der NATO. 

Eine besondere Stärke der Europäischen 
Union liegt im Bereich des zivilen Krisenma-
nagements und der zivilen Konfliktpräventi-
on. Diese Stärken muss Europa auch künftig 
nutzen, um in Zusammenarbeit mit den Ent-
wicklungsländern die Quellen möglicher 
Konflikte und organisierter Kriminalität 
auszutrocknen. Wir leisten damit auch ei-

nen wichtigen Beitrag, den Strom illegaler 
Einwanderung zu stoppen. Eine aktive und 
abgestimmte europäische Entwicklungspo-
litik ist deshalb nicht allein ein Beitrag zu ei-
ner besseren Welt, sondern auch ein ent-
scheidender Beitrag für unsere Sicherheit. 

15. Wahlaufruf 
Die Europawahl entscheidet über die Zu-

kunft von über 450 Millionen Bürgerinnen 
und Bürgern auf unserem Kontinent. Die 
Zusammensetzung des Europäischen Parla-
ments ist entscheidend für den Kurs Euro-
pas in der Zukunft. Wir rufen daher die Bür-
ger in Deutschland auf, am 13. Juni 2004 ih-
re Stimme der CDU zu geben, damit Europa 
eine gute Verfassung bekommt, eine stabile 
Währung behält, Wirtschaftswachstum und 
Arbeitsplätze in Deutschland und Europa 
wieder zurückkehren sowie innere und 
äußere Sicherheit gegen Terroristen und 
das Organisierte Verbrechen wirksam ver-
teidigt werden. 

UNION IN DEUTSCHLAND - Informationsdienst der Christ/ich Demokratischen Union Deutschlands. Für den Inhalt verantwortlich: Harald Walter, Klin· 
gelhöferstraße 8, 10785 Berlin, Telefon 030·22070-3 72, e-mail: uid@cdu.de, Verlag: Union Betriebs GmbH, Egermannstraße 2, 53359 Rheinbach, Tele-
fon 0 2226-8 02-0, Telefax 0 22 26-8 02-111-3 33. ACDP-Konrad-Adenauer-S
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